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Bek. Nr. 1 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 
Änderung des Bebauungsplanes „St. Zeno-Nord“ im Bereich der Grundstücke  

Fl. Nr. 349, 350 und 351 jeweils Gemarkung St. Zeno im beschleunigten Verfahren 
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Stadtrat Bad Reichenhall hat in seiner Sitzung am 27.7.2011 beschlossen, den Bebauungsplan „St. Zeno-Nord“ im Bereich 
der Grundstücke Fl. Nr. 349, 350 und 351 jeweils Gemarkung St. Zeno im beschleunigten Verfahren zu ändern.  
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau von vier Mehrfami-
lienwohnhäusern mit je drei Vollgeschossen und je einem zurückspringenden Dachgeschoss sowie von zwei Tiefgaragen. Die 
bisherige Baugebietsart „Allgemeines Wohngebiet“ bleibt bestehen. Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Barba-
rossastraße. 
 
Der vom Stadtrat in der Sitzung am 14.9.2011 gebilligte und zur Auslegung bestimmte Entwurf des Änderungsbebauungsplanes 
in der Fassung vom 5.9.2011 und die dazugehörige Begründung liegen vom  
 

26. Oktober 2011 bis einschließlich 25. November 2011 
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im Stadtbauamt Bad Reichenhall, Neues Verwaltungsgebäude Rathausplatz 8, II. Stock, Zimmer 210 von Montag bis Mittwoch 
in der Zeit von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr, Donnerstag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und Freitag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Der Änderungsbebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Es wird keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB durchgeführt. 
 
Während der Auslegungsfrist können von jedermann Stellungnahmen zu dem Planentwurf bei der Stadt Bad Reichenhall 
schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschluss-
fassung über die Änderung des Bebauungsplanes unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwen-
dungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wur-
den, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
 
Bad Reichenhall, den 7. Oktober 2011 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Lackner, Oberbürgermeister 
 
 

Bek. Nr. 2 
Stadt Freilassing 

 
Ortsrecht der Stadt Freilassing 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung (BGS/WAS) 
Vom 11. Oktober 2011 

 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Stadt Freilassing folgende  
 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung: 
 

§ 1  
Beitragserhebung 

 
Die Stadt Freilassing erhebt zur Deckung ihres Aufwands für die Herstellung der Wasserversorgungseinrichtung in den in § 1 
Wasserabgabesatzung (WAS) beschriebenen Gebieten einen Beitrag. 
 

§ 2  
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird erhoben für 
 
1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke, wenn für sie nach § 4 WAS ein 

Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung besteht oder 
 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 
 

§ 3  
Entstehen der Beitragsschuld; Übergangsregelung 

 
(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die Beitragsbemessung 

maßgeblichen Umstände im Sinn des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem Abschluss 
der Maßnahme. 

 
(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, 

entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
 Beitragstatbestände, die von der Wasserleitungsordnung (mit Beitragsregelungen) vom 16.1.1957 sowie den Beitrags- und 

Gebührensatzungen zur Wasserabgabesatzung der Stadt Freilassing vom 12.2.1968, vom 26.5.1976 und vom 1.10.1996 
erfasst werden sollten, werden als abgeschlossen behandelt, soweit bestandskräftige Veranlagungen vorliegen. Wurden 
solche Beitragstatbestände nach den genannten Satzungen nicht oder nicht vollständig veranlagt oder sind Beitragsbe-
scheide noch nicht bestandskräftig, dann bemisst sich der Beitrag nach der vorliegenden Satzung. Soweit sich dabei ein 
höherer Beitrag als nach der jeweils maßgeblichen Satzung ergibt, wird dieser nicht erhoben. 

 
§ 4  

Beitragsschuldner 
 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtig-
ter ist.  
 

§ 5  
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. Die beitrags-

pflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 1.500 m² Fläche (übergroße Grundstücke) in unbe-
planten Gebieten 

 
– bei bebauten Grundstücken auf das 3-fache der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 1.500 m², 
– bei unbebauten Grundstücken auf 1.500 m² begrenzt. 

 
Bei sonstigen tatsächlich angeschlossenen, nicht bebaubaren Grundstücken ist die Grundstücksfläche zu berechnen, 
höchstens jedoch 1.500 m².  
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(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der 
vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder selbst-
ständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung auslösen 
oder die nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, 
die tatsächlich an die Wasserversorgung angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, 
wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 
(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten, aber 

bebaubaren Grundstücken wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Grundstücke, 
bei denen die zulässige oder für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerbli-
chen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn des Sat-
zes 1. 

 
(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstän-

de, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere 
 

– im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 
geleistet worden sind, 

– im Fall der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Fall des Abs. 1 
Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 

– im Fall der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 4, 
soweit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 

 
(5) Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, 

wird der Beitrag nach Abzug der nach Abs. 3 berücksichtigten Geschossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten 
Grundstücksflächen neu berechnet. Dieser Betrag ist nachzuentrichten. Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Ge-
schossflächen, ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngli-
che Beitrag entrichtet worden ist. 

 
§ 6  

Beitragssatz 
 
Der Beitrag beträgt 
 
a)  pro m² Grundstücksfläche:  1,67 € 
b)  pro m² Geschossfläche:   2,98 € 
 

§ 7  
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 7a  
Beitragsablösung 

 
Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraus-
sichtlichen Höhe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

§ 8  
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

  
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der Grund-

stücksanschlüsse im Sinn des § 3 WAS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegen-
den Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

  
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens 

des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. 
Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt entsprechend. Der Erstattungsanspruch wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Erstattungsbescheides fällig. 

  
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraus-

sichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

§ 9 
Gebührenerhebung 

 
Die Stadt Freilassing erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grundgebühren (§ 9a) und Verbrauchsge-
bühren (§ 10). 
 

§ 9a  
Grundgebühr 

 
(1) Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) der verwendeten Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem 

Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasseranschlüsse, wird die Grundgebühr nach der Summe des Dauer-
durchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss 
geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauerdurchfluss 
 

bis    4 m³/h – entspricht Nenndurchfluss   (Qn)   2,5 m³/h - :   50,00 €/Jahr 
bis  10 m³/h – entspricht Nenndurchfluss   (Qn)   6,0 m³/h - :   75,00 €/Jahr 
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bis  16 m³/h – entspricht Nenndurchfluss   (Qn) 10,0 m³/h - :   95,00 €/Jahr 
über 16 m³/h – entspricht Nenndurchfluss größer  (Qn) 10,0 m³/h - : 640,00 €/Jahr. 

 
(3) Die Grundgebühr für einen Bauwasserzähler oder einen sonstigen beweglichen Wasserzähler beträgt 75,00 € pro Entlei-

hung. 
 
(4)  Die Grundgebühr für einen Feuerlöschanschluss beträgt 140,00 € pro Jahr. 
 

§ 10  
Verbrauchsgebühr 

 
(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge des aus der Wasserversorgungs-

einrichtung entnommenen Wassers berechnet. Die Gebühr beträgt 0,79 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
 
(2) Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermittelt. 
 

Er ist von der Stadt Freilassing zu schätzen, wenn 
 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

 
(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, beträgt die Gebühr 0,79 € pro Kubik-

meter entnommenen Wassers. 
 

§ 11  
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserentnahme. 
  
(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses 

folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn ei-
nes jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

 
§ 12  

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich 

zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 
  
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 
  
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 13  
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

  
(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und die Verbrauchsgebühr werden einen Monat nach Bekanntgabe 

des Gebührenbescheides fällig. 
  
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15. März, 15. Juni, 15. September jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels 

der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, setzt die Stadt Freilassing die 
Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauchs fest. Die Jahresgesamtabrechnung erfolgt je-
weils im Dezember des gleichen Jahres. 

 
§ 14  

Mehrwertsteuer 
  
Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe 
erhoben. 
 

§ 15  
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt Freilassing für die Höhe der Abgabe maßgebliche Verände-
rungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechen-
der Unterlagen – Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16  
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 1. November 2011 in Kraft. 
  
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 1. Oktober 1996 mit den dazu ergangenen Änderungen außer Kraft. 
 
 
Freilassing, den 11. Oktober 2011 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 3 
Stadt Freilassing 

 
Ortsrecht der Stadt Freilassing 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS/EWS) 
Vom 11. Oktober 2011 

 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Stadt Freilassing folgende  
 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung: 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Die Stadt Freilassing erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungseinrichtung in den in § 1 Ent-
wässerungsatzung (EWS) beschriebenen Gebieten je einen Beitrag. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke erhoben sowie für 
Grundstücke und befestigte Flächen, die keine entsprechende Nutzungsmöglichkeit aufweisen, auf denen aber tatsächlich 
Abwasser anfällt, wenn 
 
1.  für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht oder 
 
2.  sie – auch aufgrund einer Sondervereinbarung – an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind. 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld; Übergangsregelung 

 
(1)  Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die Beitragsbemessung 

maßgeblichen Umstände im Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die - zusätzliche - Beitragsschuld mit dem Abschluss 
der Maßnahme. 

 
(2)  Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung 

erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
Beitragstatbestände, die von vorangegangenen Satzungen erfasst werden sollten, werden als abgeschlossen behandelt, 
soweit bestandskräftige Veranlagungen vorliegen. Wurden solche Beitragstatbestände nicht oder nicht vollständig veran-
lagt oder sind Beitragsbescheide nicht bestandkräftig, dann bemisst sich der Beitrag nach der vorliegenden Satzung. So-
weit sich dabei ein höherer Beitrag als nach früherem Satzungsrecht ergibt, wird dieser nicht erhoben. 

 
§ 4 

Beitragsschuldner 
 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtig-
ter ist.  
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 
(1)  Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. Die beitrags-

pflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 1.500 m² Fläche (übergroße Grundstücke) in unbe-
planten Gebieten 

 
- bei bebauten Grundstücken auf das 3-fache der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 1.500 m², 
- bei unbebauten Grundstücken auf 1.500 m² begrenzt. 
 
Bei sonstigen tatsächlich angeschlossenen, nicht bebaubaren Grundstücken ist die Grundstücksfläche zu berechnen, 
höchstens jedoch 1.500 m².  

 
(2)  Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der 

vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind.  
Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die 
Schmutzwasserableitung auslösen oder die nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht 
für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich an die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. Balkone, Loggien 
und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen.  

 
(3)  Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten 

Grundstücken wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Grundstücke, bei denen die 
zulässige oder für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung 
nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn des Satzes 1. 

 
(4)  Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstän-

de, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. 
 
Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere, 

 
- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 

geleistet worden sind, 
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- im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Falle des Ab-
satzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 

- im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils i. S. d. § 5 Abs. 2 Satz 4, so-
weit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 

 
(5)  Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, später be-

baut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten Geschossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 
begrenzten Grundstücksflächen  neu berechnet. Dieser Betrag ist nach zu entrichten. 
Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den 
Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet worden ist.  

 
§ 6 

Beitragssatz 
 
(1)  Der Beitrag beträgt 
 

a) pro m² Grundstücksfläche  1,80 € 
b) pro m² Geschossfläche  6,42 € 

 
(2)  Für Grundstücke, von denen kein Niederschlagswasser eingeleitet werden darf, wird der Grundstücksflächenbeitrag nicht 

erhoben. Fällt diese Beschränkung weg, wird der Grundstücksflächenbeitrag nacherhoben. 
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 7 a 
Beitragsablösung 

 
Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraus-
sichtlichen Höhe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

§ 8 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

 
(1)  Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die 

Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i.S.d. § 3 EWS ist mit Ausnahme des Aufwands, der gem. § 8 Abs. 1 Satz 2 Ent-
wässerungssatzung der öffentlichen Entwässerungsanlage zuzuordnen ist, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

 
(2)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens 

des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. 
Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. Der Erstattungsanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Erstat-
tungsbescheids fällig. 

 

(3)  Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraus-
sichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 
§ 9 

Gebührenerhebung 
 
Die Stadt Freilassing erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Schmutzwassergebühren und Niederschlagswas-
sergebühren. 
 

§ 10 
Schmutzwassergebühr 

 
(1)  Die Schmutzwassergebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die 

der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden. Die Gebühr beträgt 1,29 € pro 
Kubikmeter Schmutzwasser. 

 
(2)  Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewinnungsan-

lage zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs.4 ausgeschlossen ist. Soweit sonstiges Schmutzwasser eingeleitet wird, 
ist für das Einleiten ebenfalls die Schmutzwassergebühr zu entrichten. 
Die Wassermengen werden durch geeichten Wasserzähler ermittelt.  

 Sie sind von der Stadt Freilassing zu schätzen, wenn  
 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 
 
Werden die Wassermengen nicht vollständig über Wasserzähler erfasst, werden als dem Grundstück aus der Eigengewin-
nungsanlage zugeführte Wassermenge pauschal 15 m³ pro Jahr und Einwohner, der zum Stichtag 30.6. mit Hauptwohnsitz 
auf dem heranzuziehenden Grundstück gemeldet ist, neben der tatsächlich aus der öffentlichen Wasserversorgung abge-
nommenen angesetzt, insgesamt aber nicht weniger als 35 m³ pro Jahr und Einwohner. In begründeten Einzelfällen sind 
ergänzende höhere Schätzungen möglich.  

 
(3)  Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Er ist grund-

sätzlich durch geeichte und verplombte Wasserzähler bzw. geeichte Messgeräte zu führen, die der Gebührenpflichtige auf 
eigene Kosten fest zu installieren hat. Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung der Wasserverbrauch nicht 
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über Stallzwischenzähler ermittelt, gilt für jedes Stück Großvieh bzw. für jede Großvieheinheit eine Wassermenge von     
20 m³ pro Jahr als nachgewiesen. 

 Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Gebührenpflich-
tigen; er kann durch Vorlage des Bescheids der Tierseuchenkasse erbracht werden. 

 
(4)  Vom Abzug nach Absatz 3 sind ausgeschlossen 

 
a)  Wassermengen bis zu 12 m³ jährlich, 
b)  das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und 
c)  das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 

 
(5)  Im Fall des § 10 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 ist der Abzug auch insoweit begrenzt, als der Wasserverbrauch 35 m³ pro Jahr und 

Einwohner, der zum Stichtag 30.6. mit Hauptwohnsitz auf dem heranzuziehenden Grundstück gemeldet ist,  unterschreiten 
würde. In begründeten Einzelfällen sind ergänzende höhere betriebsbezogene Schätzungen möglich. 

 
§ 10a 

Niederschlagswassergebühr 
 
(1)  Maßgeblich für den Anteil des jeweiligen Grundstücks an der Niederschlagswasserableitung in die Entwässerungseinrich-

tung ist die reduzierte Grundstücksfläche.  
Diese ergibt sich, wenn die Grundstücksfläche mit dem für das Grundstück geltenden Gebietsabflussbeiwert multipliziert 
wird. Der Gebietsabflussbeiwert stellt den im entsprechenden Gebiet durchschnittlich vorhandenen Anteil der bebauten 
und befestigten Flächen an der Gesamtgrundstücksfläche dar. Aufgrund dieser Satzung wird vermutet, dass die so ermit-
telte Fläche der tatsächlich bebauten und befestigten Fläche entspricht, von der aus Niederschlagswasser in die Entwässe-
rungseinrichtung eingeleitet wird oder abfließt. 

 
(2)  Der Gebietsabflussbeiwert beträgt für: 

  
a) für Klasse 0,10  0,10 
b) für Klasse 0,15  0,15 
c) für Klasse 0,20  0,20 
d) für Klasse 0,25  0,25 
e) für Klasse 0,35  0,35 
f) für Klasse 0,50  0,50 
g) für Klasse 0,70  0,70 
h) für Klasse 0,90  0,90. 

 
Der für das jeweilige Grundstück maßgebliche Gebietsabflussbeiwert ergibt sich aus den Eintragungen in der Gebietsab-
flussbeiwertkarte 2006, Maßstab 1 : 5.000, die Bestandteil dieser Satzung ist, und die bei der Stadt niedergelegt ist. Sie 
kann dort während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 

 
(3)  Wird von einem Grundstück, das in einem Gebiet liegt, für das in der Gebietsabflussbeiwertkarte kein Gebietsabflussbei-

wert festgesetzt ist, Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrichtung eingeleitet, so wird der Gebührenberechnung 
die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche zugrunde gelegt, von der aus Niederschlagswasser eingeleitet wird oder ab-
fließt. Diese Fläche ist durch den Gebührenschuldner zu ermitteln und an die Stadt zu melden. Kommt der Gebühren-
schuldner seiner Auskunftspflicht nicht nach, wird die Gebühr von Amts wegen mit einem Gebietsabflussbeiwert von 0,90 
festgesetzt. 

 
(4)  Die Vermutung des Abs. 1 kann widerlegt werden, wenn nachgewiesen wird, dass die tatsächlich bebaute und befestigte 

Fläche, von der aus Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird oder abfließt, um mindestens 
20 % oder um mindestens 300 m² von der nach Abs. 1 ermittelten reduzierten Grundstücksfläche abweicht. 
Der Antrag des Gebührenschuldners, die Gebühren nach der tatsächlich bebauten und befestigten Fläche zu berechnen, 
ist bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist für den Gebührenbescheid zu stellen. Anträge, die nach Ablauf der Widerspruchs-
frist eingehen, werden ab dem der Antragstellung folgenden Monat berücksichtigt.  
Der Nachweis ist dadurch zu führen, dass der Antragsteller anhand einer Planskizze die einzelnen Flächen, von denen aus 
Niederschlagswasser eingeleitet wird, genau bezeichnet und ihre Größe angibt.  

 
(5)  Die Gebühr bemisst sich nach der tatsächlich vorhandenen überbauten und befestigten Fläche, von der aus Nieder-

schlagswasser in die öffentliche Entwässerungsanlage eingeleitet wird, wenn diese größer als die nach Absatz 1 ermittelte, 
reduzierte Grundstücksfläche ist. 
Der Gebührenschuldner ist verpflichtet, dies der Stadt anzuzeigen und alle maßgeblichen, für die Berechnung der Gebüh-
renschuld notwendigen Flächen der Stadt zu melden. 

 
(6)  Wird Niederschlagswasser versickert (z. B. Rigolenversickerung, Sickerschacht) oder zur weiteren Verwendung im Haus-

halts- bzw. Betriebswasserkreislauf gesammelt (z. B. Zisterne) und besteht ein Notüberlauf zur öffentlichen Entwässe-
rungseinrichtung, wird eine pauschale Niederschlagswassergebühr aus 10 vom Hundert der reduzierten Flächen gemäß 
Absatz 1 oder der tatsächlich abflusswirksamen Fläche gemäß den Absätzen 3, 4 oder 5 errechnet. 

 

(7)  Für die Entscheidung sind die tatsächlichen Verhältnisse am 1.1. des Jahres, für das die Gebühr erhoben wird, oder, wenn 
die Gebührenpflicht erst im Laufe des Veranlagungszeitraums entsteht, die Verhältnisse zu Beginn der Gebührenpflicht 
maßgebend. Die tatsächlich bebaute und befestigte Grundstücksfläche bleibt auch für künftige Veranlagungszeiträume 
Gebührenmaßstab, bis sich die Grundstücksverhältnisse ändern. Änderungen der maßgeblichen Flächen hat der Gebüh-
renschuldner unaufgefordert bekannt zu geben. Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

 
(8)  Wird bei Neuanschlüssen bereits vor Erlass des Gebührenbescheids bekannt, dass die Voraussetzungen des Absatzes 4 

oder 5 vorliegen, kann die tatsächlich an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossene überbaute und befestigte 
Fläche von Amts wegen festgesetzt werden. 

 
(9)  Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,17 € pro m² abflusswirksame Fläche  pro Jahr. 
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§ 10b 
Gebührenabschläge 

 
Wird vor Einleitung der Abwässer i. S. d. § 10 dieser Satzung in die Entwässerungsanlage eine Vorklärung oder sonstige Vor-
behandlung der Abwässer auf dem Grundstück verlangt, so ermäßigen sich die Schmutzwassergebühren um 40 %. 
Das gilt nicht für Grundstücke mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen die Vorklärung oder Vorbehandlung ledig-
lich bewirkt, dass die Abwässer dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad oder der üblichen Verschmutzungsart der einge-
leiteten Abwässer entsprechen. 
 

§ 11 
Gebührenzuschläge 

 
Für Abwässer i. S. d. § 10 dieser Satzung, deren Beseitigung Kosten verursacht, die die durchschnittlichen Kosten der Beseiti-
gung von Hausabwasser von mehr als 30% übersteigen, wird ein Zuschlag bis zur Höhe des den Grenzwert übersteigenden 
Prozentsatzes des Kubikmeterpreises der Schmutzwassergebühr erhoben. 

 
§ 12 

Entstehen der Gebührenschuld 
 
(1)  Die Schmutzwassergebühr entsteht mit jeder Einleitung von Schmutzwasser in die Entwässerungsanlage.  
 
(2)  Die Niederschlagswassergebühr entsteht erstmals mit Beginn des Monats der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Her-

stellung des Anschlusses folgt. Der Monat wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 
 
(3)  Die Gebührenschuld endet mit dem letzten Tag des Monats, in dem das Grundstück von der Entwässerungseinrichtung 

der Stadt abgetrennt wird. 
 

§ 13 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich 

zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist.  
 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs.  
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 14 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1)  Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Schmutzwasser- und die Niederschlagswassergebühr werden einen Monat 

nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(2)  Auf die Schmutzwassergebührenschuld sind zum 15. März., 15. Juni, 15. September jedes Jahres Vorauszahlungen in 

Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die 
Stadt Freilassing die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. 

 Die Jahresgesamtabrechnung erfolgt jeweils im Dezember des gleichen Jahres. 
 
(3)  Erhebungszeitraum für die Niederschlagswassergebühr ist das Kalenderjahr. Die Niederschlagswassergebühr ist zu ¼ ihres 

Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines Kalenderjahres fällig. 
 Kleinbeträge werden wie folgt fällig: 
 

• am 15. August eines Kalenderjahres der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 € nicht übersteigt. 
• am 15. Februar und 15. August eines Kalenderjahres zu je ½ des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 € nicht über-

steigt. 
 

Beginnt die Gebührenpflicht während des Jahres, so wird die Gebührenschuld zeitanteilig nach Monaten berechnet und in 
gleichen Anteilen zu den in Satz 2 bezeichneten Terminen fällig. 
Endet die Gebührenpflicht während des Jahres, so werden zu viel erhobene Vorauszahlungen erstattet. 

 
§ 15 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt Freilassing für die Höhe der Abgabe maßgebliche Verände-
rungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechen-
der Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16 
In-Kraft-Treten 

 
(1)  Diese Satzung tritt am 1. November 2011 in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung vom 22. August 2006 mit den dazu ergangenen Änderungen außer Kraft. 
 
 
Freilassing, den 11. Oktober 2011 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 4 
Markt Teisendorf 

 
Satzung zur Änderung der Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz  

für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren 
 
Der Markt Teisendorf erlässt aufgrund Art. 28 Abs. 4 Bayer. Feuerwehrgesetz (BayFwG) folgende 

 
Satzung 

 
§ 1 

 
Die Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren vom 
5.11.2007 (Amtsblatt Nr. 46 vom 5.11.2007) wird wie folgt geändert: 
 
Die Anlage zur Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Anlage zur Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuer-
wehren 
 

Verzeichnis der Pauschalsätze 
 

Aufwendungsersatz und Kostenersatz setzen sich aus den jeweiligen Sachkosten (Nummer 1 bis 3) und den Personalkosten 
(Nummer 4) zusammen. 
  
1.  Streckenkosten 
 
Die Streckenkosten betragen für jeden angefangenen Kilometer Wegstrecke für 
 
a)  Drehleiter 13,00 € 
b)  Tanklöschfahrzeug   6,00 € 
c)  Löschfahrzeug   7,00 € 
d)  Hilfeleistungslöschfahrzeug   7,00 € 
e)  Tragkraftspritzenfahrzeug   4,00 € 
f)  Gerätewagen-Logistik   4,50 € 
g)  Pulverlöschanhänger   1,00 € 
 
2.  Ausrückestundenkosten 
 
Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und Ausrüstungen abzugelten, die zwar zu Fahrzeugen gehören, 
deren Kosten aber nicht durch die zurückgelegte Wegstrecke beeinflusst werden. Für angefangene Stunden werden bis zu     
30 Minuten die halben, im Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten erhoben. 
 
Die Ausrückestundenkosten betragen - berechnet vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem Feuerwehrgerätehaus bis zum 
Zeitpunkt des Wiedereinrückens - je Stunde für 
 
a)  Drehleiter 200,00 € 
b)  Tanklöschfahrzeug   90,00 € 
c)  Löschfahrzeug 110,00 € 
d)  Hilfeleistungslöschfahrzeug 130,00 € 
e)  Tragkraftspritzenfahrzeug   75,00 € 
f)  Gerätewagen-Logistik   54,00 € 
g)  Pulverlöschanhänger   15,00 € 
  
3.  Arbeitsstundenkosten 
 
Wird ein Gerät eingesetzt, das nicht zur feuerwehrtechnischen Beladung des eingesetzten Fahrzeuges gehört (und können 
demnach dafür keine Ausrückestundenkosten geltend gemacht werden), werden Arbeitsstundenkosten berechnet. 
 
In die Arbeitsstunden nicht eingerechnet wird der Zeitraum, währenddessen ein Gerät am Einsatzort vorübergehend nicht in 
Betrieb ist. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Übrigen die ganzen Stundenkosten erhoben. 
 
Als Arbeitsstundenkosten werden berechnet für 
 
a)    Rettungsspreize, -zylinder, -schere 27,00 €/Std. 
b)    Tragkraftspritze 20,00 €/Tag 
c)    Motorsäge 20,00 €/Std. 
d)    Scheinwerferanlage 13,00 €/Std. 
e)    Pressluftatmer 27,00 €/Std. 
f)     Tauchpumpe 10,00 €/Std. 
g)    Stromgenerator 20,00 €/Std. 
h)    Pneumatisches Hebekissen 20,00 €/Std. 
i)     Saug- und Druckschlauch   1,00 €/Tag 
j)     Schlauchbrücke - Je Garnitur   7,00 €/Tag 
k)    Strahlrohr, sonstige Armaturen   7,00 €/Tag 
l)     Greifzug 27,00 €/Tag 
m)   Be- und Entlüftungsgerät 13,00 €/Std. 
n)    Turbosauger   7,00 €/Std. 
o)    Allzweckpumpe   7,00 €/Std. 
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4.  Personalkosten 
 
Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. Dabei ist der Zeitraum vom Ausrücken aus dem Feuerwehrgeräte-
haus bis zum Wiedereinrücken anzusetzen. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Übrigen die 
ganzen Stundenkosten erhoben. 
 
4.1  Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende 
 
Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird folgender Stundensatz berechnet:      20,00 € 
 
(Aufwendungsersatz für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender wird verlangt, weil der Gemeinde Kosten auch 
für diesen Personenkreis entstehen, beispielsweise durch Erstattung des Verdienstausfalls (Art. 9 Abs. 3 BayFwG), des fortge-
zahlten Arbeitsentgelts (Art. 10 BayFwG) oder durch Entschädigungen nach Art. 11 BayFwG. Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 
BayFwG kann bei der Berechnung des Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte Personalaufwand ange-
setzt werden.) 
  
4.2  Sicherheitswachen 
 
Für die Abstellung zum Sicherheitswachdienst gem. Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG werden erhoben je Stunde Wachdienst für 
 
a) einen ehrenamtlichen Feuerwehrdienstleistenden  

(§ 11 Abs. 4 AVBayFwG)    11,40 €  
 
b) einen sonstigen Bediensteten, wenn Sicherheitswache 

in der Freizeit wahrgenommen wird    11,40 € 
 
Abweichend von Nummer 4 Satz 2 wird für die Anfahrt und die Rückfahrt insgesamt eine weitere Stunde berechnet. 

 
§ 2 

 
(1)   Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Anlage zur Satzung über Aufwendungsersatz und Gebühren für Einsätze und andere Leistungen der 

Freiwilligen Feuerwehr vom 5.11.2007 außer Kraft. 
 
 
Teisendorf, den 10. Oktober 2011 
Markt Teisendorf 
 
Franz Schießl, Erster Bürgermeister  
 
 
Bek. Nr. 5 

Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 

Vollzug der Wassergesetze; 
Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser durch die Gemeinde 

Ramsau b. Berchtesgaden aus den Brunnen 1 und 2 Hintersee auf dem 
Grundstück Fl. Nr. 84/9 der Gemarkung Forst Hintersee zur Trinkwasserversorgung 

 
Das Landratsamt Berchtesgadener Land hat mit Bescheid vom 30.9.2011, Az.: 322.1-8631 der Gemeinde Ramsau b. Berch-
tesgaden die Bewilligung zum Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser aus den Brunnen 1 und 2 Hintersee 
auf dem Grundstück Fl. Nr. 84/9 der Gemarkung Forst Hintersee zur Trinkwasserversorgung erteilt. 
 
Eine Ausfertigung des Bescheides mit Rechtsbehelfsbelehrung sowie eine Ausfertigung der dem Bescheid zugrundeliegenden 
Planunterlagen liegen vom  
 

24. Oktober 2011 bis 8. November 2011 
 
im Rathaus der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden, Zimmer Nr.13 während der allgemeinen Dienststunden zur Einsichtnah-
me aus. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid gegenüber den übrigen Betroffenen, denen das Landratsamt 
Berchtesgadener Land keinen Bescheid zustellt, als zugestellt. 
 
 
Ramsau b. Berchtesgaden, den 11. Oktober 2011 
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 
Gschoßmann, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 6 

Gemeinde Saaldorf-Surheim 
 

Vollzug der Baugesetze; 
90. Änderung des Bebauungsplanes „Surheim-Südost“ –  

Öffentliche Auslegung der Planung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Saaldorf-Surheim hat in der Sitzung am 11.1.2011 die 90. Änderung des Be-
bauungsplanes „Surheim-Südost“ beschlossen. Die Änderung wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB ohne 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Grundlage ist die Planzeichnung des Bau-Techn. XXX* aus XXX* in der 
Fassung vom 14.9.2011. 
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Im Rahmen der Änderung werden auf den Grundstücken Fl.Nrn. 1615, 1615/20 und 1615/24 Gemarkung Surheim die Baugren-
zen für Wohngebäude sowie Flächen für Garagen erweitert bzw. verschoben. Weiters werden die Verkehrsflächen geringfügig 
abgeändert. Die Wohneinheiten werden auf max. 2 je Bauparzelle begrenzt. Zudem werden Regelungen hinsichtlich Stellplätze, 
Wandhöhe und überbaubare Fläche festgesetzt. 
 
Die Planzeichnung, textliche Festsetzungen und Begründung liegen während der Dienststunden in der Zeit vom  
 

27. Oktober 2011 bis 28. November 2011 
 
im Rathaus der Gemeinde Saaldorf-Surheim, Moosweg 2, 83416 Saaldorf, Zimmer 10 öffentlich aus. Während der Auslegungs-
frist können Bedenken und Anregungen vorgebracht werden. 
 
 
Saaldorf, den 14. Oktober 2011 
Gemeinde Saaldorf-Surheim 
 
Nutz, Erster Bürgermeister 
 
 

Bek. Nr. 7 
Gemeinde Schönau a. Königssee 

 
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 Waldhauser (2. Erweiterung) 

öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Gemeinderat Schönau a. Königssee hat in seiner Sitzung vom 7.6.2011 die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 
„Waldhauser (2. Erweiterung)“ beschlossen und die diesbezüglichen Änderungsentwürfe gebilligt. Der Änderungsbeschluss 
wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Auf dem Grundstück Fischmichlstraße 19, Flnr. 502/38 Gmrk. Schönau werden die Baugrenzen dahingehend geändert, dass im 
Anschluss an die bestehende Garage der Anbau einer zusätzlichen Garage, bzw. eines Carports, zulässig wird (trauf- und 
firstgleiche Verlängerung des vorhandenen Garagendaches). In diesem Zusammenhang wird das im Plangebiet geltende Ver-
bot von Stellplatzüberdachungen aufgehoben. 
Die Änderung der Bebauungsplansatzung erfolgt gem. § 13 Abs. 2 BauGB nach den Vorschriften des vereinfachten Verfahrens. 
Deshalb wurde von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
 
Die Entwürfe der Änderungssatzung und der Begründung hierzu liegen in der Zeit vom 
 

26. Oktober 2011 bis einschließlich 27. November 2011 
 
öffentlich in der Gemeindeverwaltung Schönau a. Königssee, Rathausplatz 1, 83471 Schönau a. Königssee, Zimmer 101, zur 
Einsichtnahme aus. Während dieser Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Es wird darauf hingewiesen, 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die Bebauungsplanänderung unberücksich-
tigt bleiben können. 
 
 
Schönau a. Königssee, den 13. Oktober 2011 
Gemeinde Schönau a. Königssee 
 
Stefan Kurz, Erster Bürgermeister 
 
 

Bek. Nr. 8 
Gemeinde Schönau a. Königssee 

 
Aufstellung der Außenbereichssatzung „Alte Königsseer Straße“; 

Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Gemeinderat Schönau a. Königssee hat in seiner Sitzung vom 31.8.2010 den Erlass einer Außenbereichssatzung be-
schlossen, welche den vorhandenen Bebauungsansatz im nördlichen Teil der Alten Königsseer Straße umfasst. Hierdurch 
werden innerhalb des Geltungsbereichs trotz der baurechtlichen Beurteilung als Außenbereich (§ 35 BauGB) bauliche Vorha-
ben erleichtert. Aufgrund der Gemeinderatssitzung vom 19.4.2011 wurde der geplante Geltungsbereich noch einmal modifiziert. 
Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Das Satzungsverfahren erfolgt gem. § 35 Abs. 6, § 13 Abs. 2 BauGB nach den Vorschriften des vereinfachten Verfahrens. 
Deshalb wird von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
 
Die Satzung samt Lageplan und Begründung liegen in der Zeit vom 
 

26.Oktober 2011 bis einschließlich 27. November 2011 
 
öffentlich in der Gemeindeverwaltung Schönau a. Königssee, Rathausplatz 1, 83471 Schönau a. Königssee, Zimmer 101, zur 
Einsichtnahme aus. Während dieser Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Es wird darauf hingewiesen, 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die Satzung unberücksichtigt bleiben kön-
nen (§ 4a Abs. 6 BauGB). 
 
 
Schönau a. Königssee, den 12. Oktober 2011 
Gemeinde Schönau a. Königssee 
 
Stefan Kurz, Erster Bürgermeister 
 


